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Georgische Kohabitation
Gelingt im Südkaukasus erstmals ein demokratischer Machtwechsel?

Seit einem halben Jahr erlebt Georgi­
en ein bislang ungekanntes politisches 
Schauspiel: das eines (noch) amtie­
renden Präsidenten Micheil Saa­
kaschwili, der gezwungen ist, gemein­
sam mit seinem schärfsten innenpoli­
tischen Gegner, Premierminister Bid­
sina Iwanischwili, zu regieren. Bei 
den Parlamentswahlen vom 1. Okto­
ber 2012 hatte Iwanischwili einen 
Erdrutschsieg feiern können. Das von 
seiner Partei „Georgischer Traum“ 
angeführte Bündnis errang 85 von 
insgesamt 150 Mandaten.

Saakaschwilis Versprechen nach 
der unerwarteten Schlappe, den 
Machtwechsel „auf zivilisierte Weise“ 
zu vollziehen, klang honorig. Wie zi­
vilisiert es tatsächlich zugehen wird, 
steht noch dahin. Bis zu den Präsi­
dentschaftswahlen im Oktober 2013, 
bei denen Saakaschwili nach zwei 
Amtszeiten nicht wieder antreten 
darf, gibt es in Georgien nun ein dop­
peltes Machtzentrum, was eine Ko­
habitation zwischen Präsident und 

Regierung unumgänglich macht – ein 
Novum in der Geschichte Georgiens 
in einem Moment, in dem das Land 
vor großen Problemen steht. 

Innenpolitische Machtkämpfe

Seit der 1991 neu errungenen Unab­
hängigkeit waren Wahlen in dem Land 
stets manipuliert; bestehende Macht­
verhältnisse wurden lediglich bestä­
tigt. Nun ist auf einmal eine Politik 
der Kompromisse gefragt. In der politi­
schen Kultur nicht nur Georgiens, 
sondern auch der anderen südkauka­
sischen Staaten gilt ein Kompromiss 
als Zeichen der Schwäche: Wer ihn 
anbietet, signalisiert Unterlegenheit 
und Bereitschaft zum Nachgeben. 

Die Vorzeichen für eine Kohabita­
tion sind damit nicht sehr günstig. 
Tatsächlich tobt seit den Parlaments­
wahlen ein Machtkampf, dessen Aus­
gang schwer vorhersehbar ist. Besorg­
nis erregen strafrechtliche Ermittlun­
gen gegen mehrere frühere Regie­
rungsmitglieder; der Verdacht liegt 

Dieter Boden | Von friedlichem Zusammenleben kann in Georgien nicht die 
Rede sein: Präsident Saakaschwili muss sich seit den Parlamentswahlen 
vom Oktober 2012 mit seinem schärfsten Gegner, Premier Iwanischwili, 
arrangieren. Trotz der Machtkämpfe, die bis zu den Präsidentschaftswah-
len im Herbst noch ausgetragen werden, gibt es Anzeichen für Kooperation.
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Die im Wahlkampf 

geschlagenen Wunden 

wirken nach

nahe, dass hier mit dem politischen 
Gegner abgerechnet werden soll. 

Jedenfalls konnten die Widersa­
cher für eine dauerhaft praktizierbare, 
vom Willen zur Zusammenarbeit ins­
pirierte Kohabitation bislang keine 

tragfähige Formel 
finden. Vielmehr 
scheinen die Re­
geln einer funkti­
onsfähigen Demo­
kratie mit konst­

ruktivem Wechselspiel zwischen Prä­
sident und Parlament und dabei 
kritisch mitwirkender, verantwortlich 
handelnder Opposition bisher nur 
eingeschränkt zu gelten. Auch wirken 
die im Wahlkampf geschlagenen Wun­
den nach. Man belauert sich in tiefem 
Misstrauen, das sich in gegenseitiger 
Blockade und entsprechenden Be­
schuldigungen artikuliert. 

Saakaschwili, der Ende Dezember 
2012 fünf kaum erfüllbare Bedingun­
gen für eine Zusammenarbeit mit 
Iwanischwili formuliert hat, scheut 
auch nicht davor zurück, Vorurteile 
gegen die armenische Minderheit im 
Lande zu schüren oder internationale 
Foren für seine Attacken gegen die 
neue Regierung zu nutzen. Seine Rede 
vor dem Europarat am 22. Janu­
ar 2013 war ein Beispiel dafür. Damit 
zählte er auf den politischen Kredit, 
den er im Ausland, und dort vor allem 
in angelsächsischen Ländern, nach 
wie vor genießt.

Die Machtfülle, über die Saa­
kaschwili weiterhin verfügt, ist nicht 
zu unterschätzen: Laut georgischer 
Verfassung ernennt der Präsident den 
Stabschef der Streitkräfte, die Bot­
schafter, die Vorsitzenden von Obers­
tem Gericht und Verfassungsgerichts­
hof und den Generalstaatsanwalt – 

und die Gouverneure aller georgi­
schen Provinzen. Infolge der jüngsten 
Gemeindewahlen – die nächsten ste­
hen erst 2015 an – sind auch die loka­
len Verwaltungsposten noch überwie­
gend mit Gefolgsleuten Saakaschwilis 
besetzt. Zuletzt begann diese Macht­
basis allerdings durch zahlreiche 
Seitenwechsel und Rücktritte zu brö­
ckeln. Im Parlament nähert sich Iwa­
nischwilis Bündnis wegen der Über­
läufer inzwischen der verfassungs­
relevanten Zweidrittelmehrheit von 
100 Sitzen.

Entmachtung des Präsidenten

Derweil bemüht sich Iwanischwili be­
harrlich darum, seinen politischen 
Spielraum zu erweitern. Eine bereits 
2010 beschlossene Verfassungsände­
rung sieht vor, die Befugnisse des 
Premierministers erheblich zu stär­
ken. In Kraft treten sollen entspre­
chende Bestimmungen jedoch erst 
nach der Neuwahl des Präsidenten. In 
einem wesentlichen Punkt hat Iwa­
nischwili jedoch bereits jetzt eine 
Verfassungsänderung erreicht: Am 
21. März votierte das Parlament ein­
stimmig für die Streichung einer Klau­
sel, die es dem Präsidenten bisher er­
laubte, das Parlament aufzulösen und 
ohne dessen Mitwirkung eine neue 
Regierung zu ernennen. Für die Zu­
kunft zielt Iwanischwili anscheinend 
auf eine Verfassungsänderung, bei der 
der Präsident nicht, wie bisher, durch 
das Volk, sondern durch das Parla­
ment gewählt würde. 

Wie unter diesen Rahmenbedin­
gungen der politische Reformprozess 
weiter vorangebracht werden kann, 
über dessen Notwendigkeit beide 
Lager sich grundsätzlich einig sind, 
bleibt eine offene Frage. Defizite gibt 
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es insbesondere im Justiz- und Straf­
vollzugswesen; auch sie waren ein 
Grund für Saakaschwilis Wahlnieder­
lage. Die Regierung Iwanischwili be­
müht sich nun darum, den Reformstau 
in kleinen Schritten aufzulösen. Ein 
Ende Dezember 2012 gegen heftigen 
Widerstand Saakaschwilis im Parla­
ment schließlich mit Zweidrittelmehr­
heit durchgesetztes Amnestiegesetz 
war ein überfälliger Schritt, der auch 
bezweckt, die Überbelegung georgi­
scher Gefängnisse – proportional eine 
der höchsten der Welt – zu reduzie­
ren. Im Kampf gegen die Korruption 
gilt der Ende Januar 2013 vorgestellte 
„Neue Ethik-Kodex“ für die georgi­
sche Polizei. Eine Initiative zur Revi­
sion der Wahlgesetzgebung ist ebenso 
angekündigt wie eine Reform der lo­
kalen Selbstverwaltung.

Es gibt aber auch durchaus Zei­
chen einvernehmlichen Handelns 
zwischen Regierung und Präsident, 
die den Geist einer Kohabitation erah­
nen lassen. Dies gilt etwa für die Er­

nennung eines von der Regierung 
Iwanischwili bestimmten neuen 
Stabschefs der Streitkräfte, den Saa­
kaschwili gemeinsam mit dem neuen 
Verteidigungsminister Irakli Alasania 
Mitte Dezember 2012 vorstellte, oder 
für die angelaufene Ablösung auf 
Schlüsselposten der georgischen Dip­
lomatie, von der auch die bisherige 
Botschafterin in Berlin betroffen ist. 

Dringender Handlungsbedarf be­
steht bei der Wirtschafts- und Sozial­
politik, die schon im Wahlkampf eine 
bedeutende Rolle spielten. Auch hier 
bietet sich ein Feld für die Kohabita­
tion, da die Gegensätze weniger aus­
geprägt sind als in anderen Politikbe­
reichen. In Statistiken werden zwar 
bedeutende Steigerungen beim Brut­
toinlandsprodukt ausgewiesen – so 
wuchs die Volkswirtschaft 2011 an­
geblich um 7,2 Prozent. Allerdings 
wuchsen Armut und Arbeitslosigkeit 
beträchtlich – laut offiziellen Anga­
ben liegt letztere bei 15,3 Prozent, 
Schätzungen von NGOs siedeln sie 
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Haushaltslücken werden 

größer, Auslands- 

investitionen sinken

eher bei 40 Prozent an. Es ist bezeich­
nend für die gegenwärtige Lage, dass 
der landwirtschaftliche Sektor, in dem 
über die Hälfte der Bevölkerung tätig 
ist, lediglich 10 Prozent zum BIP bei­

trägt und nur rund 
20 Prozent der für 
die Versorgung des 
Landes benötigten 
Agrargüter produ­
ziert. Derweil wer­

den die Haushaltslücken größer, das 
Außenhandelsdefizit wächst, die In­
vestitionen aus dem Ausland gehen 
zurück.

Allgemein wird Iwanischwili auf 
wirtschaftspolitischem Gebiet hohe 
Kompetenz zugetraut; schließlich hat 
er es verstanden, sich in frühen Jah­
ren ein Milliardenvermögen zu erwer­
ben. Die Hoffnungen auf eine schnel­
le Besserung sind daher groß. Iwa­
nischwili steht hier unter Druck, noch 
bis zu den Präsidentschaftswahlen im 
Herbst Fortschritte zu erreichen.

Sezessionen als Kernproblem

Die Konflikte um die Sezessionsgebie­
te Abchasien und Südossetien bleiben 
aber das politische Kernproblem des 
Landes. Auch nach dem Antritt der 
Regierung Iwanischwili gilt der bis­
herige parteiübergreifende Grundkon­
sens, dass am Prinzip der territorialen 
Integrität Georgiens nicht gerüttelt 
wird. Allerdings ist nach dem rus­
sisch-georgischen Krieg von 2008 und 
den daraufhin erfolgten, von Russ­
land ermunterten Unabhängigkeitser­
klärungen beider Gebiete vielen be­
wusst, dass eine Lösung in weite 
Ferne gerückt ist – und dass neue Po­
litikansätze erforderlich sind.

Denn die Bilanz der bisher unter­
nommenen Lösungsbemühungen ist 

ernüchternd. Nach dem Augustkrieg 
von 2008 wurde das Forum der Gen­
fer Verhandlungen geschaffen. In bis­
her 23 Sitzungen haben die Gespräche 
kaum Fortschritte gebracht, da die 
von den Konfliktseiten vertretenen 
Standpunkte einander diametral ge­
genüberstehen. Auch nach dem Regie­
rungswechsel ist es bislang nicht ge­
lungen, dort in eine Diskussion über 
eine zukunftsgerichtete Regelung der 
Konflikte einzutreten. Die unter Saa­
kaschwili Anfang 2010 mit viel Getö­
se präsentierte „Strategie für die be­
setzten Gebiete“, im Kern ein Pro­
gramm vertrauensbildender Maßnah­
men, blieb ebenfalls wirkungslos. 

Im Wahlkampf und danach haben 
es beide Seiten vermieden, die Sezes­
sionskonflikte zum Thema einer in­
ternen Auseinandersetzung zu ma­
chen. Dies lässt hoffen, dass der Kon­
sens zu dieser zentralen Frage auch 
für die übrige Zeit der Kohabitation 
hält. Allerdings ist offenbar gewor­
den, dass Iwanischwilis Regierung 
neue Politikansätze erwägt, bei denen 
Maßnahmen der Vertrauensbildung 
und grenzüberschreitenden Projekten 
bei Landwirtschaft und Infrastruktur 
Vorrang gegeben werden soll. Das 
unter Saakaschwili im Kriegsjahr 
2008 angenommene „Gesetz über die 
besetzten Gebiete“ soll flexibler ange­
wandt, der Zivilgesellschaft größerer 
Raum gegeben werden. 

Saakaschwilis Konzept war darauf 
angelegt, eine politische Konfliktrege­
lung mit Unterstützung von Seiten 
der USA und der EU notfalls auch 
gegen Russland zu erzwingen. Hin­
gegen setzt Iwanischwili auf einen 
flankierenden Dialog mit Russland, 
wobei wirtschaftliche Themen zu­
nächst im Vordergrund stehen. 
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Schon eine Fortsetzung 

des eingeschränkten 

Dialogs wäre ein Erfolg

Kontinuität in der Außenpolitik 

Wiederholt hat die Regierung Iwa­
nischwili vor allem durch die neue 
Außenministerin Maja Pandschikidse 
klargestellt, dass sie außenpolitisch 
unverändert am Ziel einer schnellst­
möglichen Westintegration in die Ins­
titutionen von EU und NATO fest­
halten werde. Dass Iwanischwili 
seine erste Auslandsreise nach Brüs­
sel unternahm, ist als Signal zu ver­
stehen. Bis Ende 2013 erhofft sich 
Georgien durch den Abschluss zweier 
Abkommen mit der EU einen Durch­
bruch: das eine über die Assoziie­
rung, das andere über einen vertief­
ten Freihandel.

Strittiges Element ist jedoch die 
Absicht Iwanischwilis, die seit dem 
Krieg 2008 abgebrochenen Beziehun­
gen zu Russland wiederzubeleben. Al­
lerdings soll dabei die Frage der terri­
torialen Konflikte vorerst ausgeklam­
mert bleiben. Ein von Iwanischwili 
kurz nach den Wahlen ernannter per­
sönlicher Russland-Beauftragter hat 
seine Arbeit aufgenommen. Russlands 
Präsident Wladimir Putin sprach von 
„bescheidenen positiven Signalen 
Georgiens“. Mit der angekündigten 
Aufhebung des Boykotts georgischer 
Waren durch Russland hat diese Poli­
tik einen ersten Erfolg erzielt. 

Dies alles traf jedoch auf den erbit­
terten Widerstand Saakaschwilis, der 
schon bei seiner Wahlniederlage er­
klärt hatte, Iwanischwilis Sieg sei ein 
Sieg Moskaus. Über seine Partei UNM 
ließ Saakaschwili die Aufnahme einer 
Klausel in die Verfassung empfehlen, 
die die prowestliche Orientierung des 
Landes dauerhaft festschreibt. Iwa­
nischwili lehnte dies ab, man brauche 
keine derartige Verfassungsänderung, 
da die Westorientierung nicht strittig 

sei. In einer einstimmig verabschiede­
ten Parlamentsresolution vom 7. März 
wurde dieser Zwist gelöst: Georgiens 
Integration in euroatlantische Struk­
turen genieße absolute Priorität, aber 
auch der Dialog mit Russland sei 
wichtig.

Für die Kohabitation dürfte dieses 
Thema aber eine Bewährungsprobe 
bleiben, während sich das innen­
politische Klima vor den Präsident­
schaftswahlen ver­
schärft. Bisher ist 
nicht erkennbar, 
dass Saakaschwili 
und seine Partei 
sich mit der Oppo­
sitionsrolle zufriedengeben werden. 
Iwanischwili wird derweil darauf zu 
achten haben, dass das von ihm ange­
führte Bündnis zusammenhält. 

Die georgische Kohabitation bleibt 
ein Experiment mit offenem Ausgang. 
In sorgfältiger Abwägung ihrer Inter­
essen haben beide Seiten bisher einen 
offenen Bruch vermieden. Sollte die­
ser Kurs eines eingeschränkten Dia­
logs bis zu den Wahlen durchgehalten 
werden, wäre das ein beachtlicher 
Erfolg für Georgiens Demokratieauf­
bau. Er würde seine Wirkung nicht 
verfehlen – in einem regionalen Um­
feld von meist straff autokratisch re­
gierten Staaten. Auch in den Sezessi­
onsgebieten könnte Georgien so an 
Attraktivität und Ansehen gewinnen.
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